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Dr. Christof Spannhoff (Emslandmuseum Lingen) 

Vom größten Dorf des Münsterlandes zur Stadt an der Ems 

 
Am 28. Oktober 2025 hielt Dr. Christof Spannhoff in der Kulturschmiede einen Vortrag im Rah-

men der Vortragsreihe „Archivgespräche“. Anlass bildete das Festjahr 2025, in dem sowohl 75 

Jahre Stadtrechte der Stadt Greven als auch 100 Jahre des Ortsteils Reckenfeld gefeiert wurden. 

Die vom Stadtarchiv Greven organisierte Veranstaltungsreihe hat zum Ziel, der Öffentlichkeit 

aktuelle Ergebnisse zur Stadtgeschichte vorzustellen. 

 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, 

 

zunächst einmal darf ich Ihnen ganz herz-

lich gratulieren – zu einem Doppeljubiläum: 

75 Jahre Stadt Greven und 100 Jahre Re-

ckenfeld. 

Zwei Jubiläen, zwei Geschichten – und, 

wenn man so will, zwei Charaktere: die 

selbstbewusste Stadt an der Ems, die einst 

das „größte Dorf des Münsterlandes“ war, 

und die junge, tatkräftige Siedlung Recken-

feld, die sich ihren Ursprung bis heute nicht 

ganz einig ist – ob er nun im Munitionslager 

oder bei den ersten Siedlern zu suchen ist. 

Beide Jubiläen sind, das darf man gleich zu 

Beginn sagen, Kinder des 20. Jahrhunderts 

– und damit Teil jener spannenden Epoche, 

in der Westfalen vom agrarischen Land-

strich zu einer Region der Städte, Industrien 

und Identitäten wurde. 

Doch bevor wir Greven und Reckenfeld in 

den Blick nehmen, müssen wir über etwas 

Grundsätzlicheres sprechen. Denn jeder 

Festvortrag zu einem Jubiläum beginnt, so 

will es das ungeschriebene Gesetz der Fest-

kultur, mit einem kurzen Nachdenken über 

das Wesen solcher Jubiläen selbst. Und 

wenn Sie sich heute Abend hier versammelt 

haben, um Geschichte zu feiern, dann tun 

Sie das – ob bewusst oder unbewusst – in 

einer sehr alten Tradition. 

Jubiläen, meine Damen und Herren, sind 

mehr als bloß Kalenderereignisse. Sie sind, 

wenn man so will, die Geburtstagsfeiern der 

Geschichte – mit all den Emotionen, die da-

zugehören: Stolz, Nostalgie, ein wenig Pa-

thos und, nicht zu vergessen, gelegentlich 

auch die schlichte Frage: „Was feiern wir 

hier eigentlich genau?“ 

Denn – und das wissen Historikerinnen und 

Historiker nur zu gut – was auf den bunten 

Plakaten oft als „Geburtstag der Stadt“ 

prangt, ist selten der tatsächliche Grün-

dungsakt. In den meisten Fällen feiern Orte 

nicht ihre Entstehung, sondern die erste ur-

kundliche Erwähnung. Und die, das lehrt 

uns die Quellenkritik, verdankt sich oft eher 

dem Zufall als einer bewussten Geburts-

stunde. Wenn also irgendwo ein 900-jähri-

ges Bestehen begangen wird, ist das zu-

meist ein Jubiläum des ersten schriftlichen 

Belegs. Die tatsächliche Gründung liegt 

meist im Dunkel der Geschichte.  

Für das diesjährige Grevener Jubiläum, so 

könnte man meinen, sei das anders. Hier 

haben wir ein junges Jubiläum, 75 Jahre, 

kein dunkles Mittelalter, kein Zufall der 

Überlieferung. Und doch – auch hier ist es 

gar nicht so einfach, auf den Punkt genau 

zu sagen, wann Greven denn nun wirklich 

Stadt wurde. Denn auch dieser scheinbar 

moderne Akt – 1950 – war, wie so vieles in 

der Geschichte, ein Prozess mit kleinen Un-

gereimtheiten, Missverständnissen und, ja, 

sogar einer falschen Urkunde. Aber dazu 

später mehr! 

Zunächst einmal wollen wir klären, worüber 

wir hier eigentlich reden: Was ist überhaupt 

eine Stadt? Und warum war und ist es für 

Orte wie Greven so bedeutsam, diesen Titel 

zu tragen? 
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Was ist eine Stadt – und was bedeutete 

sie im 19. und 20. Jahrhundert? 

 

Der Stadtbegriff, meine Damen und Herren, 

ist eine der wandelbarsten Kategorien der 

europäischen Geschichte. Was im Mittelal-

ter eine ummauerte, privilegierte, mit 

Marktrecht und eigenem Gericht versehene 

Gemeinschaft war, ist im 19. und 20. Jahr-

hundert längst etwas anderes.  

Der Stadtbegriff seit dem 19. Jahrhundert 

unterscheidet sich grundlegend von dem 

der mittelalterlichen oder frühneuzeitlichen 

Stadt. Die modernen Städte besaßen weder 

Mauern noch ein eigenes, individuell verlie-

henes Stadtrecht. Während im 12. und 13. 

Jahrhundert Stadtrechte von den Bürgern 

erkämpft oder durch Stadtherren gewährt 

worden waren, bewegten sich die Städte 

seit dem 19. Jahrhundert in einem einheitli-

chen, vom Staat vorgegebenen Rechtsrah-

men. In Preußen galt hierfür die Städteord-

nung von 1856. Nach preußischem Vorbild 

war die Stadt als Einwohnergemeinde kon-

zipiert, deren Verwaltung durch einen „kol-

legialischen Gemeindevorstand“, den Ma-

gistrat, geführt wurde; unter bestimmten 

Bedingungen konnte auch eine Bürger-

meisterverfassung eingeführt werden. Bür-

gerrechte – also das aktive und passive 

Wahlrecht – waren an Steuerleistung oder 

Grundeigentum gebunden. Der Bürger-

meister fungierte in Polizeifragen zugleich 

als staatliches Organ, während der Stadt 

bestimmte Pflichtaufgaben, etwa in der Ar-

menfürsorge oder der inneren Sicherheit, 

übertragen wurden. Trotz dieser staatlichen 

Vorgaben blieb die kommunale Selbstver-

waltung durch die sogenannte Allzustän-

digkeit erhalten, die den Gemeinden um-

fassende Handlungsmöglichkeiten ein-

räumte. 

 

Rechtlich verschwanden allerdings die Un-

terschiede zwischen Stadt und Land zuneh-

mend, da auch Landgemeinden in der 

Landgemeindeordnung von 1856 als hand-

lungsfähige Körperschaften definiert waren. 

Die preußischen Städteordnungen unter-

schieden dabei nicht zwischen Groß- und 

Kleinstädten; Abweichungen bestanden le-

diglich in der Größe des Magistrats und der 

Zahl der Stadtverordneten. Im Zuge der 

Verwaltungsreformen des 19. Jahrhunderts 

verloren viele Orte ihren alten Stadtrechts-

status. Manche Gemeinden, denen im Mit-

telalter Stadtrechte verliehen worden wa-

ren, verzichteten aus finanziellen Gründen 

auf die Anwendung der Städteordnung und 

wurden stattdessen nach der Landgemein-

deordnung verwaltet. Mit der Einführung 

der Provinzialordnung von 1875, die in 

Westfalen 1886 umgesetzt wurde, entfiel 

auch das besondere Vertretungsrecht der 

Städte im Provinziallandtag, das zuvor als 

wichtiges Merkmal städtischer Autonomie 

gegolten hatte. Um 1905 wurden in West-

falen rund ein Fünftel der als Städte be-

zeichneten Orte tatsächlich nach der Land-

gemeindeordnung geführt. Diese soge-

nannten „Titular- oder historischen Städte“ 

galten lediglich dem Namen nach als 

Städte, ohne den entsprechenden Rechts-

status zu besitzen. 

Parallel zu dieser rechtlichen Vereinheitli-

chung wandelte sich das äußere Erschei-

nungsbild der Städte. Im 19. Jahrhundert 

kam es zu einem starken Flächen- und Be-

völkerungswachstum. Der Abriss der alten 

Stadtmauern ermöglichte die Ausdehnung 

auf die Feldfluren des Umlandes, wodurch 

neue, funktional unterschiedliche Viertel 

entstanden – etwa Villen-, Industrie- und 

Bahnhofsviertel sowie Arbeiterviertel. Der 

alte Stadtkern entwickelte sich zur City. Die-

ses Wachstum spiegelte sich auch in der de-

mografischen Struktur wider: Für die Zeit 

um 1900 unterschied man Kleinstädte mit 

unter 20 000, Mittelstädte mit über 20 000 

und Großstädte mit mehr als 100 000 Ein-

wohnern. 

Die moderne Stadt war zugleich ein Ort so-

zialer und ökonomischer Differenzierung. 

Der wirtschaftliche Wandel vom landwirt-

schaftlichen zum gewerblichen Sektor und 

das Anwachsen des Dienstleistungssektors 
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führten zu einer neuen sozialen Gliederung. 

Neben der wachsenden Arbeiterschaft und 

den Beschäftigten im Dienstleistungsbe-

reich traten neue Wirtschaftsbürger, die die 

traditionellen Stadteliten teilweise ablösten. 

Damit unterschied sich die Stadt des 19. 

Jahrhunderts deutlich von der älteren 

Ackerbürgerstadt, die noch agrarisch ge-

prägt war und weder eine proletarische Un-

terschicht noch eine ausgeprägte Ober-

schicht kannte. 

 

Schließlich erlebte die Stadt seit dem 19. 

Jahrhundert eine zunehmende Ausprägung 

urbaner Lebensformen und kultureller Ein-

richtungen. Zur urbanen Kultur gehörten 

sowohl die Daseinsvorsorge – etwa in Form 

öffentlicher Infrastruktur und sozialer Ein-

richtungen – als auch kulturelle Institutio-

nen wie Theater, Museen und Bibliotheken. 

Hinzu kamen Angebote der Massenkultur 

und ein vielgestaltiges Vereinswesen, das 

einerseits soziale Milieus widerspiegelte, 

andererseits aber auch verbindende, über-

greifende Funktionen erfüllte. Auch die auf-

kommende Medienkultur und neue stadt-

planerische Konzepte werden heute als 

Ausdruck urbaner Kultur verstanden. 

Insgesamt zeigt sich die Stadt um 1900 als 

ein Produkt der staatlichen Verwaltungs-

modernisierung, des industriellen Wachs-

tums und der sozialen wie kulturellen Diffe-

renzierung. Sie war keine rechtlich privile-

gierte, ummauerte Stadt mehr, sondern 

eine funktional vielschichtige, administrativ 

geregelte und dynamisch wachsende Ge-

meinde, in der sich die Grundlagen moder-

ner Urbanität herausbildeten. 

Auch Greven erlebte diese Metamorphose. 

Und doch war Greven dabei – rechtlich ge-

sehen – noch gar keine Stadt, sondern eine 

Landgemeinde im Amt Greven, das wiede-

rum dem Kreis Münster unterstand. Die 

Menschen lebten in gewisser Hinsicht 

längst kleinstädtisch – aber auf dem Papier 

blieben sie „dörflich“. Ein typisch westfäli-

sches Paradoxon: man baut Fabriken, hat 

Elektrizität, Bälle und Vereine – aber formal 

bleibt man „Dorf“. Doch bevor Greven diese 

Schwelle zur Stadt überschreiten konnte, 

musste es durch ein Dickicht preußischer 

Vorschriften und Aktenwege. 

 

Im 19. Jahrhundert wandelte sich Greven 

von einer ländlich geprägten Kirchspielsge-

meinde zu einem industriell aufstrebenden 

Amtsschwerpunkt mit zunehmend „städti-

schen“ Bedürfnissen – ohne jedoch den for-

malen Stadtstatus zu erreichen. Nach der 

Neuordnung der Verhältnisse nach der 

Franzosenzeit wurden die rechts- und 

linksemsischen Teile des alten Kirchspiels 

zum 1. Januar 1815 wieder vereint, das 

Kirchspiel Gimbte kam am 1. Januar 1821 

hinzu; seit dem 1. August 1816 gehörte 

Greven zum Landkreis Münster. Die Amts-

verwaltung wurde zunächst von Honoratio-

ren getragen und gewann mit Friedrich Wil-

helm Tümler, der 1825 das Amt übernahm 

und es fast ein halbes Jahrhundert führte, 

ein dauerhaftes organisatorisches Rückgrat. 

Mit der Einführung der ersten Landgemein-

deordnung in den 1840er-Jahren konstitu-

ierten sich zunächst drei Gemeindever-

sammlungen im Amt Greven: Greven-Dorf, 

Greven-Kirchspiel und Gimbte. Von Beginn 

an hegte man aber in Dorf und Kirchspiel 

den Wunsch zur Wiedervereinigung, der 

1850 in Erfüllung ging. Fortan setzte sich 

die vereinigte Gemeindeversammlung Gre-

vens aus zwanzig Verordneten, davon acht 

aus dem Dorf und zwölf aus den Bauer-

schaften, zusammen. 

Mit der Industrialisierung veränderten sich 

die Kräfteverhältnisse. Die Anbindung an 

die Bahnlinie Münster–Emden (1856) und 

die Dynamik der Textilindustrie ließen das 

Dorf rasch wachsen: 1864 zählte Greven-

Dorf 1.689 Einwohner, 1895 bereits 3.649, 

1905 4.724 und 1911 5.417; bis 1950 ver-

dreifachte sich die Einwohnerzahl gegen-

über 1911 noch einmal. Zugleich verlager-

ten sich Beschäftigung und Steuerkraft: 

1895 arbeiteten 49 % der Grevener in der 

Textilbranche, 1914 schon 62 %. Die Indust-

rialisierung prägte auch die 
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Infrastrukturpolitik. 1894 gründete sich die 

Grevener Elektrizitäts-Gesellschaft; am 21. 

August 1894 schloss sie mit Greven-Dorf ei-

nen Liefervertrag, 1895 brannten die ersten 

elektrischen Straßenleuchten. Der Dort-

mund-Ems-Kanal wurde 1892–1898 ge-

baut, verlief aber östlich am Dorf vorbei, 

was das Interesse der Kaufleute dämpfte. 

Eine moderne Kanalisation setzte Greven-

Dorf ab 1906 etappenweise um; Wasser-

werk und Gasversorgung folgten erst nach 

1945. 

 

Die wirtschaftliche Divergenz zwischen dem 

rasch wachsenden Dorf und den ländlichen 

Bauerschaften führte zur politischen Ent-

flechtung. Im Juli 1888 forderten Vertreter 

der Außengemeinden die Trennung, weil sie 

städtische Großinvestitionen (etwa Brü-

ckenbau) nicht länger mittragen wollten, 

während im Dorf die Armenlasten stark ge-

stiegen waren. Auf einen Gemeindever-

sammlungsbeschluss vom 22. Juni 1889, 

eine Abstimmung 1891 und die Zustim-

mung des Kreisausschusses 1892 folgte die 

königliche Kabinettsorder vom 14. April 

1894: zum 1. Oktober 1894 wurde die Ge-

samtgemeinde in drei Einzelgemeinden ge-

teilt: Greven-Dorf, Greven rechts der Ems 

und Greven links der Ems, das Amt Greven 

blieb als übergeordnete Verwaltungsebene 

bestehen. 

Nach der Aufteilung des Amtes Greven im 

Jahr 1894 in die drei Gemeinden Greven-

Dorf, Greven rechts der Ems und Greven 

links der Ems war die Voraussetzung für 

eine eigenständige Stadtwerdung des Dor-

fes erstmals formal gegeben. Denn nach 

der preußischen Landgemeindeordnung 

konnte nur eine klar abgegrenzte Ge-

meinde den Antrag stellen, in den Rang ei-

ner Stadt erhoben zu werden. Paradoxer-

weise war es ursprünglich gar nicht das Ziel 

der Teilung, Greven-Dorf auf den Weg zur 

Stadt zu bringen. Vielmehr hatten die länd-

lichen Bauerschaften die Trennung gefor-

dert, weil sie sich von den kostspieligen Inf-

rastrukturprojekten des industrialisierten 

Dorfes – wie der Armenversorgung, der 

Straßenpflasterung oder der Brückenbau-

ten – entlasten wollten. Doch im Dorf wurde 

der neue Status rasch als Chance erkannt, 

die kommunale Selbstständigkeit auszu-

bauen. 

Am 4. April 1896, also nicht einmal zwei 

Jahre nach der Teilung, fasste die Gemein-

deversammlung von Greven-Dorf den Be-

schluss, den Antrag auf Verleihung des 

Stadtrechts zu stellen. Der Anstoß ging von 

den Dorfverordneten selbst aus, offenbar 

ohne direkte Beteiligung oder Unterstüt-

zung des Amtmanns, der zu diesem Zeit-

punkt abwesend war. Die Motive hinter der 

Initiative waren weniger idealistisch als po-

litisch-pragmatisch. Im Rahmen des Amtes 

Greven hatte das Dorf zwar etwa die Hälfte 

der gesamten Steuerkraft aufzubringen, 

konnte aber in der Amtsversammlung re-

gelmäßig überstimmt werden, da dort die 

Vertreter der ländlichen Gemeinden in der 

Mehrheit waren. Ein Stadtstatus hätte be-

deutet, dass Greven-Dorf aus dem Amts-

verband ausschied und als selbstständige 

Gebietskörperschaft direkten Einfluss auf 

Kreisebene, etwa im Kreistag des Landkrei-

ses Münster, erlangt hätte. Die Stadtwer-

dung war somit primär ein Versuch, politi-

sche und administrative Unabhängigkeit 

von den ländlichen Gemeinden zu erlan-

gen. 

Das Verfahren selbst war in der Preußischen 

Landgemeindeordnung (LGO) geregelt. 

Nach § 1 dieser Ordnung konnte einer 

Landgemeinde die Städteordnung verlie-

hen werden, wenn sich dort „ein städtisches 

Leben ausgebildet“ hatte. Was genau da-

runter zu verstehen war, blieb allerdings be-

wusst vage und eröffnete den Behörden ei-

nen erheblichen Beurteilungsspielraum. Es 

handelte sich um das, was man heute einen 

„unbestimmten Rechtsbegriff“ nennen 

würde: ein Gemisch aus demographischen, 

wirtschaftlichen, infrastrukturellen und kul-

turellen Kriterien. 
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Zur Vorbereitung der Entscheidung ver-

langte die Bezirksregierung Münster von 

dem frisch ernannten Amtmann Hermann 

Joseph Karl von Roesdorff-Salm ein Gut-

achten über den Entwicklungsstand Gre-

vens. Dieser legte im Sommer 1896 einen 

umfangreichen Bericht vor, der heute als 

zentrale Quelle für den Stadtwerdungsver-

such gilt. Roesdorff-Salm schilderte darin 

die wirtschaftliche Entwicklung der letzten 

Jahre: die Industrialisierung, das Anwachsen 

der Textilbetriebe, den Ausbau der Ver-

kehrswege und die starke Bevölkerungszu-

nahme. Dem Bericht fügte er eine detail-

lierte Liste der bestehenden Industrieunter-

nehmen bei, um die Leistungsfähigkeit des 

Ortes zu dokumentieren. 

Auch in sozialer und infrastruktureller Hin-

sicht konnte Greven-Dorf beachtliche Fort-

schritte vorweisen. Der Amtmann erwähnte 

neun Schulklassen in vier Gebäuden, eine 

Rektoratschule und eine höhere Mädchen-

schule sowie ein Krankenhaus, das im fol-

genden Jahr erweitert werden sollte. Beson-

ders hervorgehoben wurde die Einführung 

des elektrischen Lichts: Seit dem 1. April 

1895 war das Dorf an die Stromversorgung 

angeschlossen, und noch im selben Jahr 

wurden die ersten Straßenleuchten in Be-

trieb genommen. Hinzu kamen gut ausge-

baute Chausseen und Verbindungsstraßen, 

die Feuerwehr, die Existenz zahlreicher Ver-

eine und ein reger „geselliger Verkehr“ – 

Bälle, Konzerte, patriotische Feste und ein 

reges Vereinswesen, das nach Ansicht des 

Amtmanns ein Ausdruck „städtischen Le-

bens“ sei. 

Die wirtschaftliche und kulturelle Vitalität 

Grevens blieb auch den übergeordneten 

Behörden nicht verborgen. Selbst der Ober-

präsident der Provinz Westfalen hatte be-

reits 1893 in anderem Zusammenhang an-

gemerkt, dass sich „das eigentliche Dorf 

Greven allmählich zu einem lebhaften In-

dustrieort mit städtischem Charakter und 

städtischen Bedürfnissen herausgebildet“ 

habe. Insofern schien der Zeitpunkt güns-

tig, den nächsten Schritt zu wagen. 

Doch trotz dieser positiven Einschätzungen 

endete das Verfahren überraschend un-

spektakulär. Nachdem die Unterlagen an 

die Bezirksregierung Münster übermittelt 

worden waren, entschied diese im Novem-

ber 1896, das Gesuch nicht weiter an den 

Oberpräsidenten oder das Innenministe-

rium weiterzuleiten – damit war der Antrag 

faktisch gescheitert. In der schriftlichen Be-

gründung hieß es, man wolle „vor der Hand 

abwarten, ob die Entwicklung der Industrie 

in Greven auch weiterhin so fortschreitet 

wie in den letzten Jahren“. Der Landrat 

übermittelte dem Amtmann diese Entschei-

dung mit dem Hinweis, dass eine erfolgrei-

che Wiederaufnahme „für die nächste Zeit 

aussichtslos“ erscheine. 

Inoffiziell kursierten verschiedene Erklärun-

gen für die Ablehnung. Zum einen sei „hö-

heren Orts“ die Meinung vertreten worden, 

dass Greven trotz seiner wirtschaftlichen 

Stärke noch immer nicht über die für eine 

Stadt typischen technischen Infrastrukturen 

verfüge – etwa eine flächendeckende Kana-

lisation, Wasserleitung und Gasversorgung, 

die als Kennzeichen moderner Urbanität 

galten. Tatsächlich befand sich der Ausbau 

der Kanalisation in Greven-Dorf erst im Pla-

nungsstadium (die ersten Bauprojekte wur-

den 1906 begonnen), und Gas- bzw. Was-

serversorgung wurden erst nach dem Zwei-

ten Weltkrieg realisiert. 

Ein weiterer Grund dürfte die Kostenfrage 

gewesen sein: Eine Stadterhebung hätte 

zwangsläufig zur Herauslösung des Dorfes 

aus dem Amtsverband geführt. Dann wären 

im alten Amtsgebiet zwei getrennte Verwal-

tungen nötig geworden – eine Stadtverwal-

tung unter einem Bürgermeister und eine 

Amtsverwaltung für die ländlichen Gemein-

den unter einem Amtmann. Das hätte zu-

sätzliche Personalkosten und organisatori-

sche Doppelstrukturen geschaffen. 

Schließlich fehlte der Antrag auch an breiter 

gesellschaftlicher Unterstützung. Die Initia-

tive ging im Wesentlichen von der wohlha-

benden Fabrikanten- und Kaufmanns-

schicht aus, die in der Stadtwerdung vor 
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allem ein Mittel sah, ihre politische Hand-

lungsfreiheit zu vergrößern. In der übrigen 

Bevölkerung stieß das Vorhaben offenbar 

auf Zurückhaltung: Viele Dorfbewohner 

fürchteten steigende Steuern und eine 

„Verstädterung“, die ihren ländlich-vertrau-

ten Lebensrahmen verändern würde.  

Mit der Ablehnung von 1896 endete die 

erste und für Jahrzehnte einzige Stadt-

rechtsinitiative in Greven. Zwar blieb das 

Dorf wirtschaftlich auf Wachstumskurs, und 

die Infrastruktur entwickelte sich in den fol-

genden Jahrzehnten weiter – doch die Ver-

waltungsstrukturen blieben unverändert. 

Erst nach dem Zweiten Weltkrieg, als die 

Einwohnerzahl nochmals stark angestiegen 

war und die Gemeinde längst Merkmale ei-

ner modernen Mittelstadt aufwies, griff 

man das Thema erneut auf.  

 

Der Stadtwerdungsversuch von 1896 zeigt 

exemplarisch, wie stark kommunale Moder-

nisierung im 19. Jahrhundert von rechtli-

chen, administrativen und symbolischen 

Grenzen geprägt war. Wirtschaftlicher Auf-

schwung und industrielles Selbstbewusst-

sein allein genügten nicht, um den Status 

einer Stadt zu erlangen; entscheidend blieb 

die Beurteilung der Verwaltung und der 

Nachweis „städtischer“ Lebensformen im 

Sinne der preußischen Ordnung. Im Fall 

Grevens scheiterten ambitionierte lokale 

Eliten letztlich an der Kombination aus bü-

rokratischer Vorsicht, infrastrukturellen De-

fiziten und mangelnder gesellschaftlicher 

Breite des Antrags. 

Gleichwohl markierte der Vorgang einen 

Wendepunkt: Er machte sichtbar, dass Gre-

ven-Dorf in vielerlei Hinsicht bereits städti-

sche Züge angenommen hatte – in Bevöl-

kerungsdichte, Industrialisierung, Vereins-

wesen und Lebensstil. Auch wenn der An-

trag 1896 abgewiesen wurde, war der Weg 

zur Stadt damit nicht beendet, sondern nur 

unterbrochen.  

Denn nun kam das 20. Jahrhundert – mit 

seinen Umbrüchen, Katastrophen und Neu-

anfängen.  

Der Erste Weltkrieg hinterließ auch in Gre-

ven sichtbare und spürbare Spuren. Viele 

Männer kehrten nicht aus dem Krieg zu-

rück, Betriebe hatten mit Rohstoffmangel 

und Absatzproblemen zu kämpfen, und die 

Inflation der frühen 1920er Jahre traf auch 

die aufstrebende Textilindustrie empfind-

lich. Dennoch blieb der industrielle Kern 

Grevens – die großen Textilbetriebe wie 

Schründer, Biederlack oder Cramer – weit-

gehend erhalten und sicherte den wirt-

schaftlichen Wiederaufbau. Die soziale 

Struktur des Ortes blieb von der Industrie 

geprägt. Politisch blieb Greven während der 

Weimarer Republik Teil des Amtes Greven, 

das aus den drei Gemeinden Greven-Dorf, 

Greven rechts der Ems und Greven links der 

Ems bestand. Eine Stadtwerdung war nach 

dem gescheiterten Versuch von 1896 kein 

Thema mehr, aber die Verwaltung professi-

onalisierte sich weiter. Mit dem Bevölke-

rungswachstum und der Ausdehnung des 

bebauten Gebiets wuchsen die Anforderun-

gen an Planung, Infrastruktur und soziale 

Fürsorge. Die Gemeinde Greven-Dorf blieb 

dabei das wirtschaftliche und administra-

tive Zentrum. 1928/29 diskutierte man so-

gar über eine mögliche Eingemeindung der 

beiden Außengemeinden, um die verwal-

tungstechnische Zersplitterung zu überwin-

den – ein Plan, der aber nicht umgesetzt 

wurde. 

Mit dem Ende der Weimarer Republik und 

der Machtübernahme der Nationalsozialis-

ten 1933 veränderte sich auch in Greven 

das politische Leben tiefgreifend. Die kom-

munalen Gremien wurden gleichgeschaltet, 

demokratische Strukturen abgeschafft, und 

die NSDAP übernahm die Kontrolle über 

Verwaltung, Vereine und öffentliche Institu-

tionen. Trotzdem war 1934 noch einmal von 

einer möglichen Stadtwerdung die Rede, 

die der nationalsozialistische Bürgermeister 

Coppenrath vorschlug. Die Gemeindeältes-

ten stimmten dieser Idee jedoch nur unter 

der Bedingung zu, dass die Gemeinde Gre-

ven-Dorf auch als Stadt im Amt Greven 

bleibe. Doch blieb auch dieser Vorstoß 
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folgenlos. Wie sehr sich manche Grevener 

inzwischen allerdings als Städter fühlten, 

zeigt ein Leserbrief von 1936, in dem Stadt-

recht für Greven gefordert wurde. folgen-

den Jahr wurde die Stadtwerdung wiede-

rum aufgegriffen, doch wegen mangelnder 

Unterstützung durch die Bevölkerung wie-

der fallen gelassen. In Emsdetten wurde 

hingegen 1938 die Verleihung der Stadt-

rechte erreicht und mit großem Volksfest 

gefeiert. 

Wirtschaftlich blieb Greven ein typischer In-

dustriestandort des westfälischen Textil-

raums. Nach der Hyperinflation von 1923 

stabilisierte sich die Lage in den späteren 

1920er Jahren, und es begann eine neue 

Bau- und Erweiterungsphase. Entscheidend 

war dabei die Tätigkeit des „Gemeinnützi-

gen Bauvereins“, den die großen Industrie-

betriebe schon 1906 gegründet hatten, um 

den eigenen Arbeitern günstigen Wohn-

raum bereitzustellen. Der Verein war ein 

frühes Beispiel für betrieblich-soziale Ver-

antwortung und spielte bis weit nach dem 

Zweiten Weltkrieg eine prägende Rolle im 

Grevener Wohnungsbau. 

Zwischen 1925 und 1936 entstanden durch 

ihn zahlreiche neue Siedlungen, insbeson-

dere an der Kettelerstraße und in der Sied-

lung „Het Nieland“ jenseits der Bahnlinie an 

der Emsdettener Straße. Schon zuvor, ab 

1907, hatte man im Umfeld der Antonius- 

und Vereinsstraße die ersten Werkswoh-

nungen gebaut. Damit setzte sich die seit 

Ende des 19. Jahrhunderts begonnene 

räumliche Ausdehnung des Dorfes fort – 

nicht mehr entlang alter Handelswege, son-

dern nach industriell-funktionalen Ge-

sichtspunkten: in der Nähe von Fabriken, 

Bahnanlagen und Verkehrsstraßen. 

Die Bautätigkeit war allerdings nicht konti-

nuierlich. In den frühen 1930er Jahren 

brachte die Weltwirtschaftskrise einen tie-

fen Einbruch, der geplante Projekte zum 

Stillstand brachte. Erst ab 1933, im Zuge der 

nationalsozialistischen Arbeitsbeschaf-

fungsprogramme, kam es zu einem neuen 

Siedlungsschub. Ein zentraler Schwerpunkt 

war der „Fiskediek“ im Südosten Grevens, 

dessen Bebauung seit 1930 geplant war, 

aber erst 1933/34 umgesetzt werden 

konnte. Bis 1938 entstanden dort rund 60 

Wohnhäuser, meist in einfacher Bauweise 

für Arbeiterfamilien. Weitere Projekte, etwa 

am Diekpohl oder entlang der Münster-

straße, wurden durch Materialknappheit, 

organisatorische Probleme und schließlich 

durch den Ausbruch des Krieges gestoppt. 

 

Bis zum Beginn des Zweiten Weltkriegs 

wuchs das bebaute Gebiet Grevens erheb-

lich. Das städtisch geprägte Areal erstreckte 

sich nun etwa 3,7 Kilometer von Norden 

nach Süden und 2,8 Kilometer von Westen 

nach Osten. Damit war das Dorf faktisch zu 

einem geschlossenen Siedlungsraum zu-

sammengewachsen, der alle Merkmale ei-

ner kleinen Stadt besaß. Doch die politi-

schen Grenzen blieben eng: Die Gemeinde 

Greven-Dorf umfasste lediglich rund 4,9 

Quadratkilometer, was bei über 10.000 Ein-

wohnern eine Bevölkerungsdichte von 

mehr als 2.000 Einwohnern pro km² bedeu-

tete – ein Wert, der im Münsterland einma-

lig war und die drängende Notwendigkeit 

einer Gebietsreform deutlich machte. 

Eine übergeordnete städtebauliche Pla-

nung existierte jedoch nicht. Zwar beschäf-

tigte das Amt seit 1910 einen Amtsbau-

meister, doch blieb die Bauentwicklung 

meist ungeplant und von einzelnen Interes-

sen oder Zufällen bestimmt. Erst Ende der 

1920er Jahre wurden vorsichtige Überle-

gungen zu einem Bebauungsplan ange-

stellt, insbesondere für jene Randbereiche, 

die für eine spätere Eingemeindung vorge-

sehen waren. Diese Planungen verliefen je-

doch im Sande. Eine systematische Stadt-

planung, die Bebauung, Verkehr und Grün-

flächen aufeinander abgestimmt hätte, gab 

es in Greven bis zum Krieg nicht. 

Als britische Truppen im April 1945 das 

Münsterland erreichten, endete auch in 

Greven die NS-Herrschaft. Die Verwaltung 

war zusammengebrochen, viele Beamte be-

fanden sich in Kriegsgefangenschaft oder 
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waren wegen ihrer Parteizugehörigkeit ent-

lassen. Der Wiederaufbau begann unmittel-

bar nach der Besetzung: Schon im Sommer 

1945 wurde eine neue Gemeindeverwal-

tung unter britischer Kontrolle eingerichtet.  

Am 13. Dezember 1945 trat der erste Nach-

kriegs-Gemeinderat zusammen, und am 5. 

März 1946 wurde Anton Minnebusch (CDU) 

zum Amtsbürgermeister gewählt. Zunächst 

leitete jedoch der von der Besatzungsmacht 

eingesetzte Oberregierungsrat Paul Bra-

schoß kommissarisch die Geschäfte, gefolgt 

im August 1945 von Johann Berlage, einem 

erfahrenen Verwaltungsbeamten, der das 

Vertrauen der Bevölkerung gewann und 

den Grundstein für den Wiederaufbau 

legte. Doch die Lasten jener Zeit waren 

enorm: Wohnungsnot, Flüchtlingselend, 

Materialmangel, Spannungen mit der Be-

satzungsmacht. Die Verwaltungsprotokolle 

aus jener Zeit lesen sich wie die Chronik des 

Improvisierens. Und trotzdem: aus diesem 

Chaos heraus wuchs der Wille, Greven neu 

zu gestalten – nicht nur als Gemeinde, son-

dern als Zukunftsort. 

 

Der entscheidende Schritt dazu erfolgte 

Ende 1948. Aus sage und schreibe 149 Be-

werbern wählte die Amtsvertretung einen 

neuen Verwaltungschef: Dr. Leo Drost aus 

Paderborn. Und mit diesem Namen beginnt 

die Geschichte der eigentlichen Stadtwer-

dung. Drost war Jurist, gebildet, sachlich, 

aber mit einer klaren Vision. Er erkannte, 

dass Greven längst jene „städtischen Merk-

male“ aufwies, die man 1896 vermisst hatte 

– und dass jetzt, in der neuen demokrati-

schen Ordnung des Landes Nordrhein-

Westfalen, die Zeit gekommen war, die alte 

Ungerechtigkeit zu korrigieren. Das war ein 

mutiger Schritt, denn noch 1937 wurde an-

gemerkt, „dass für die Entscheidung der 

Frage, ob einer Gemeinde die Bezeichnung 

‚Stadt‘ verliehen werden könnte, wesentlich 

ins Gewicht falle die Tatsache, ob die Ge-

meinde ein eigenes kulturelles Leben auf-

zuweisen habe. Die industrielle Entwicklung 

allein könne bei einer Gemeinde, die zurzeit 

noch rund 8.500 Einwohner habe, nicht aus-

schlaggebend sein. Nach dieser Auskunft 

lässt sich die Frage, ob ein Antrag der Ge-

meinde Greven auf Verleihung der Bezeich-

nung ‚Stadt‘ Aussicht auf Erfolg hat, nicht 

ohne weiteres beantworten. Wir wollen uns 

daher das von Drost verfasste, umfassende 

Gutachten, das er im September 1949 dem 

Gemeinderat vorlegte, einmal dahingehend 

ansehen. 

 

„Aus alten Schulbüchern ist der Vers be-

kannt: 

„Das größte Dorf im Münsterland ist Greven 

an der Ems, 

die größte Stadt in England ist London an 

der Themse.“ 

Aus dem Vergleich mit dem größten ge-

schlossenen Stadtgebiet der Erde spricht 

der berechtigte Stolz der Einwohner Gre-

vens, der in der wirtschaftlichen schnellen 

Entwicklung der Landgemeinde Greven 

seine Begründung findet. 

Die herkömmliche Bezeichnung „Greven-

Dorf“ ist aber seit längerem nicht mehr zu-

treffend. Greven wird als Siedlung urkund-

lich zuerst im Jahre 890 erwähnt. Infolge der 

günstigen Lage an der Ems und an zwei 

Durchgangsstraßen erfolgte im Mittelalter 

die Ausbildung zum Umschlags- und Han-

delsplatz. In dieser Zeit hatte Greven als so-

genannter „zugewandter Ort“ den An-

schluss an die Hanse gefunden. 

Im 18. Jahrhundert war Greven bereits eine 

Gewerbe- und Handwerkergegend; im 

„Status animarum“ des Erbbistums Münster 

von 1749/50 wurden nur noch 11 landwirt-

schaftliche Berufspersonen aufgezählt. In 

den letzten hundert Jahren kam unter gro-

ßem Kapitaleinsatz eine weitere Wendung, 

die mit der Gründung der 7 bedeutendsten 

Textilbetriebe in den Jahren 1855, 1879, 

1887, 1888, 1900, 1900 und 1927 Greven zu 

einer Industriegemeinde formte. Daneben 

nahmen das Handwerk und der Handel ei-

nen neuen Aufschwung. 

Die Landgemeinde Greven zählt heute 

9.962 Einwohner. Hinzu treten die 
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eingegliederten Ortsteile Overmannsberge 

und Het Nieland mit 369 Einwohnern, die 

zum überwiegenden Teil in den Bebauungs-

plan mit einbezogen und fürsorgemässig 

von der Landgemeinde Greven versorgt 

werden. Somit ergibt sich eine Gesamtbe-

völkerungszahl von 10.331 Personen. Die 

Industriebetriebe beschäftigen 5.152 Perso-

nen. Zur Landwirtschaft gehören 146 Perso-

nen. Nach den Grundsätzen der staatswirt-

schaftlichen Statistik wird Greven, da es zwi-

schen 5.000 und 20.000 Einwohner zählt, als 

Kleinstadt angesehen. Im Hinblick auf die 

Eigenart als Gewerbegemeinde fehlt Gre-

ven fast gänzlich das Merkmal der mit der 

Landwirtschaft verbundenen Wohn- und 

Wirtschaftsstätten: die Bezeichnung „Dorf“ 

kann daher nicht mehr gerechtfertigt wer-

den. Das wirtschaftliche Gewicht Grevens 

liegt in der Industrie, daneben besteht die 

wirtschaftliche Bedeutung Grevens in der 

Versorgung eines landwirtschaftlichen Um-

kreises von 10-15 km mit handwerklichen 

und händlerischen Leistungen. Neben der 

Einwohnerzahl, der Zusammensetzung der 

Bevölkerung, ihrem Lebensstil und der ge-

werblichen Tätigkeit liegen tatsächlich alle 

Merkmale einer Stadt vor: D-Zug-Halte-

stelle, Hotels, Kanalisation, bedeutendes 

Krankenhaus, höhere Schule, ausgebaute 

Schwimmbadeanstalt, Stadion, städtische 

Bebauung und Bebauungs- und Wirt-

schaftsplan. [Am Rande ergänzt wurde 

handschriftlich noch Kreisberufsschule] 

Bei dieser Sachlage erscheint es erwägens-

wert, ob die verwaltungsmässig übliche Be-

zeichnung „Landgemeinde Greven“ oder 

„Greven-Dorf“ der weiteren Entwicklung 

der Gemeinde noch förderlich ist. Die Be-

zeichnung „Stadt“ gibt nach der Deutschen 

Gemeindeordnung vom 30.01.1935 bzw. 

1.4.1946 zwar keine bemerkenswerte recht-

liche Besserstellung gegenüber einer Land-

gemeinde. Hervorgehoben miss aber wer-

den, dass bis zur verfassungsrechtlichen Re-

form im Jahr 1935 das Land Preußen stets 

strenge zwischen Städten und Landge-

meinden unterscheiden hat und die Städte 

sich gewisser Vorrechte erfreuten. Städte 

waren z.B. auf den alten Provinziallandta-

gen unmittelbar vertreten. Zu bedenken ist: 

ob Greven als Landgemeinde nicht eines 

Tages in nicht abzusehender künftiger Ent-

wicklung des gemeindlichen Verfassungs-

rechtes benachteiligt wird. Eine stärkere 

Steuerbelastung der Gemeinde bzw. der 

Einwohner ist ausgeschlossen, da sich 

durch die Bezeichnung „Stadt“ rechtlich 

nichts ändert. Die Verwaltung hält es für 

Ihre Pflicht, auf diese Zusammenhänge hin-

zuweisen. Die Landgemeinde Greven be-

sitzt städtischen Charakter, sodass es mög-

lich wäre, bei der Landesregierung Nord-

rhein-Westfalen die Verleihung der Be-

zeichnung „Stadt“ zu beantragen. 

Wenn man vom Verfassungsrecht der Deut-

schen Gemeindeverfassung ausgehend 

auch die Bezeichnung Stadt als Ehrentitel 

ohne wesentliche rechtliche Bedeutung an-

sprechen muss, würden sich in der prakti-

schen Verwaltungsarbeit und im wirtschaft-

lichen Fortkommen der Gemeinde doch er-

hebliche Vorteile ergeben. Im schriftlichen 

Verkehr auf dem Dienstwege mit oberen 

Behörden, denen Greven nicht näher be-

kannt ist, charakterisiert die Bezeichnung 

als Stadt sofort die wirtschaftliche und kul-

turelle Bedeutung des Ortes, ohne dass 

weitere Ausführungen erforderlich sind. 

Man kann sich gut vorstellen, dass mancher 

Bericht, der in wichtigen Angelegenheiten 

in den letzten Jahren an obere Behörden 

gegeben worden ist, mehr Erfolg gehabt 

hätte, wenn er von einer Stadt ausgegan-

gen wäre. Mündliche Verhandlungen mit 

oberen Behörden werden erleichtert, da die 

Bezeichnung „Stadt“ aufmerksam macht, 

dass es sich um eine Gewerbegemeinde 

handelt. 

Das Beispiel der aufstrebenden Schwester-

gemeinde Emsdetten ist zu bedenken. Man 

hätte in Emsdetten das Stadtrecht nicht er-

worben, wenn man sich nicht Vorteile ver-

sprochen hätte. Bemerkt sei, dass die Ge-

meinde Telgte seit Jahrhunderten den Titel 

„Stadt“ führt, obwohl ihre wirtschaftliche 
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Bedeutung hinter Greven zurücksteht. Er-

wähnt sei, dass Greven im Landkreis Müns-

ter die größte Gemeinde ist, der die Be-

zeichnung „Stadt“ in erster Linie zusteht.  

An der selbstverständlichen Verbundenheit 

mit den Landgemeinden Greven rechts der 

Ems, Greven links der Ems und Gimbte 

würde durch die Verleihung der Bezeich-

nung „Stadt“ an Greven nichts geändert 

werden, die die Stadt Greven nach wie vor 

amtsangehörig bliebe. Um nichts zu unter-

lassen, was der Entwicklung der Gemeinde 

von Nutzen sein könnte, wird der Gemein-

devertretung empfohlen, den Antrag auf 

Verleihung der Bezeichnung „Stadt“ zu be-

schließen und bei der Landesregierung 

Nordrhein-Westfalen zu stellen.“ 

Auf dieser Grundlage beschloss der Rat ein-

stimmig, beim Innenminister die Verleihung 

der Stadtrechte zu beantragen. Die darauf-

hin am 17. November 1949 vorgenommene 

Besichtigung ergab, dass die Gemeinde 

Greven in Bezug auf Struktur, Siedlungs-

form, Gebietsumfang, Einwohnerzahl und 

andere die soziale und kulturelle Eigenart 

der örtlichen Gemeinschaft bestimmende 

Merkmale tatsächlich städtische Gepräge 

habe. Die Voraussetzungen für die Verlei-

hung der Bezeichnung „Stadt“ seien dem-

nach gegeben.  

Und jetzt, meine Damen und Herren, 

kommt einer jener Momente, die Historike-

rinnen und Historiker lieben und Verwal-

tungsbeamte hassen: die Frage, wann ge-

nau Greven eigentlich Stadt wurde. Denn 

die Antwort war lange nicht ganz eindeutig.  

 

In seinem Aufsatz „Die Stadtwerdung Gre-

vens – Eine aktenkundliche Neubewertung“ 

nahm Stefan Schröder 2014 im Hinblick auf 

den 65. Jahrestag eines der zentralen Iden-

titätsdaten der Stadt kritisch unter die Lupe: 

nämlich den Tag, an dem Greven offiziell zur 

Stadt erhoben worden war. Was über Jahr-

zehnte hinweg in Chroniken, Jubiläums-

schriften, Zeitungsartikeln und sogar auf 

Wikipedia als gesicherte Tatsache gegolten 

hatte – der 22. November 1949 –, 

entpuppte sich bei genauer Prüfung als Le-

gende.  

 

Auf Grundlage einer akribischen Auswer-

tung von Verwaltungsakten aus dem Lan-

desarchiv NRW und dem Stadtarchiv Gre-

ven konnte Schröder nachweisen, dass die 

weithin bekannte Urkunde, die den Schrift-

zug „Stadt Greven“ feierlich verlieh und 

gerne als stolzes Symbol gezeigt worden 

war, nicht die rechtskräftige Stadtrechtsur-

kunde darstellte. Sie war nachträglich ange-

fertigt worden, vermutlich für die feierliche 

Übergabe an die Stadt – schmuck gestaltet, 

aber ohne das amtliche Siegel und ohne ei-

genhändige Unterschrift des Innenminis-

ters. Mit anderen Worten: ein repräsentati-

ves Schaustück, doch kein juristisch gültiges 

Dokument. 

Das tatsächliche Original, die amtlich gül-

tige Urkunde, war längst in den Verwal-

tungsakten vorhanden – unscheinbar, un-

spektakulär, aber rechtskräftig. Sie datierte 

zwar auf den 22. November 1949, wurde je-

doch erst am 22. Januar 1950 vom Regie-

rungspräsidenten Hackethal in Greven per-

sönlich überreicht. Rechtswirksam wurde 

die Stadterhebung schließlich mit der Ver-

öffentlichung im Amtsblatt am 28. Januar 

1950  

 

Damit stand fest: Greven war nicht 1949, 

sondern erst 1950 offiziell zur Stadt gewor-

den. Schröder entlarvte damit gleich zwei 

hartnäckige Irrtümer – das falsche Datum 

und die falsche Urkunde. Den eigentlichen 

Clou seiner Recherche bildete die Entde-

ckung der echten, gesiegelten Originalur-

kunde, die sich 2015 im Tresor der Stadt-

kasse fand – ordentlich abgeheftet, aber 

jahrzehntelang unbeachtet.  

Mit der Stadterhebung von 1950 war die 

Sache aber nicht erledigt. Denn der neue Ti-

tel musste nun auch mit Leben gefüllt wer-

den. Greven war zu diesem Zeitpunkt noch 

immer in drei Gemeinden geteilt: Greven-

Dorf, Greven rechts der Ems und Greven 

links der Ems. 
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Das war, wenn man ehrlich ist, ein unhalt-

barer Zustand – drei Verwaltungen für eine 

Lebenswirklichkeit. Dr. Drost erkannte, dass 

wahre Stadtwerdung mehr bedeutete als 

ein Stempel: Sie bedeutete Einheit. Mit ei-

ner Denkschrift vom 21. August 1950 über-

zeugte er die drei Gemeinden von der Not-

wendigkeit einer Zusammenlegung. Nicht 

alle waren begeistert. In Schmedehausen 

und Hüttrup, vor allem „rechts der Ems“, 

regte sich Widerstand. Es gab Protestver-

sammlungen, 500 Unterschriften wurden 

gesammelt. Aber Drost blieb standhaft, und 

1952, also zwei Jahre nach der Stadterhe-

bung, war es soweit: Die Gemeinden Gre-

ven-Dorf, Greven rechts der Ems und Gre-

ven links der Ems wurden zur neuen Stadt 

Greven vereinigt. Eine notwendige Folge 

der Zusammenlegung war die Auflösung 

des Amtes Greven, die dann 1954 zum Ab-

schluss kam. Beide Gemeinden des ehema-

ligen Amtes beschlossen jetzt, eine Verwal-

tungsgemeinschaft zu bilden, dem zufolge 

sollte der Stadtdirektor von Greven auch 

Gemeindedirektor von Gimbte sein. Die Be-

lange der Bauerschaften wurden durch die 

Schaffung von Bauerschaftsausschüssen, 

dazu ein Ortsausschuss für Reckenfeld, ge-

wahrt, ebenso durch die Bestellung je einen 

Stellvertreter für den Bürgermeister aus die-

sen Ortsteilen. 

Was folgte, war eine Zeit der Dynamik und 

des Optimismus. Die fünfziger Jahre waren 

nicht nur die Jahre des Wiederaufbaus, son-

dern auch jene des kommunalen Stolzes. 

Greven investierte in Straßen, Schulen, Ka-

nalisation und Wohnungsbau. Zwanzig Ki-

lometer Kanalisation wurden gebaut, neue 

Schulen entstanden, und die Ems – lange 

ein launischer Nachbar – wurde reguliert 

und eingedeicht. 

 

Zum ersten Mal gab es einen Leitplan für 

die Stadtentwicklung – man wollte nicht 

länger dem Zufall überlassen, wo Straßen, 

Häuser und Betriebe entstanden. Die alten 

Arbeitersiedlungen, die bereits im 19. Jahr-

hundert von den Textilfabrikanten gebaut 

worden waren, wurden erweitert, neue 

Wohngebiete erschlossen. Das „größte 

Dorf“ begann, städtisch zu atmen. Auch kul-

turell wandelte sich das Bild. Wo früher pat-

riotische Kriegerfeste und Schützenumzüge 

dominierten, traten nun neue Formen bür-

gerlicher Kultur hinzu: Musik, Theater, Le-

sungen, Volkshochschule. Das Vereinswe-

sen blieb lebendig – aber es wurde vielfälti-

ger. Greven entdeckte, dass Stadtsein nicht 

nur ein Verwaltungsakt, sondern auch ein 

Lebensgefühl war. 

 

Greven als Stadt – ein Fazit der ersten 75 

Jahre 

Wenn man heute, 75 Jahre nach der Stadt-

erhebung, auf diese Entwicklung blickt, 

dann erkennt man: Die Stadtwerdung war 

weniger ein Moment, als vielmehr ein Pro-

zess. Sie begann mit den Träumen der In-

dustriellen im 19. Jahrhundert, wurde ver-

zögert durch die preußische Bürokratie, 

aufgeschoben durch Kriege – und schließ-

lich vollendet durch einen Verwaltungsjuris-

ten mit Weitblick. Greven wurde nicht über 

Nacht zur Stadt. Es wurde es Schritt für 

Schritt, Jahr für Jahr – durch Arbeit, Wachs-

tum und den Willen, als Gemeinschaft.  

 

Reckenfeld: Vom Munitionslager zur 

Siedlung mit Seele 

Meine Damen und Herren, kommen wir nun 

zum zweiten Jubiläum, über das wir spre-

chen müssen: 100 Jahre Reckenfeld. 

Die Frage, wann Reckenfeld eigentlich be-

gann, beschäftigt nicht nur die Heimatfor-

schung, sondern auch das Herz vieler Re-

ckenfelderinnen und Reckenfelder. War es 

das Munitionslager, das den Anfang setzte 

– oder erst die erste zivile Ansiedlung von 

Optanten, also jenen deutschen Heimkeh-

rern aus Osteuropa, die hier nach dem Ers-

ten Weltkrieg eine neue Existenz suchten? 

Beide Antworten sind richtig – und doch 

unvollständig. Denn Reckenfeld ist, histo-

risch betrachtet, ein Ort, der mehrfach ge-

boren wurde.  
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Die Geschichte Reckenfelds beginnt nicht 

als Siedlung, sondern als militärische An-

lage. Am 2. November 1916 informierte das 

Kriegsministerium den Minister für öffentli-

che Arbeiten, dass zwischen Münster und 

Rheine ein Nahkampfmitteldepot errichtet 

werden solle. Die Maßnahme galt als ge-

heim und dringend, da sie der Sicherstel-

lung der Waffen- und Munitionsversorgung 

während des Ersten Weltkriegs diente. 

Für das Depot wurde eine Fläche von etwa 

130 Hektar benötigt. Teile dieses Areals 

wurden durch Enteignung von Grund und 

Boden gewonnen, insbesondere in der Re-

ckenfelder Heide. 

Bereits bald nach der Entscheidung begann 

der Bau. Das Depot erhielt einen normal-

spurigen Bahnanschluss, um den Transport 

großer Mengen an Munition und Material 

zu ermöglichen. Insgesamt wurden 30 Kilo-

meter Gleise verlegt und ein eigener Über-

gabe- und Abstellbahnhof errichtet. Bis An-

fang 1918 war der Bau abgeschlossen, und 

am 21. Januar 1918 fuhr der erste Muniti-

onszug ein – wenige Monate vor Ende des 

Ersten Weltkrieges!  

Mit dem Ende des Ersten Weltkrieges und 

dem Inkrafttreten des Versailler Vertrags 

verlor das Depot seine militärische Bedeu-

tung. Ab 1919 begann die Entmunitionie-

rung und Beseitigung von Sprengstoffen, 

wobei die vorhandenen modernen Schnei-

deanlagen und Reparaturwerkstätten ge-

nutzt wurden. Zwischenzeitlich (bis März 

1921) nutzte die Firma Hoppecke die An-

lage, ehe die Alfred Nobel AG das Gelände 

pachtete, um dort Nitroglycerin zu lagern. 

Am 23. März 1923 verkaufte der Staat das 

gesamte Gelände an die Eisenbahnhandels-

gesellschaft Ost mit Sitz in Berlin. Die inter-

alliierte Militärkommission verlangte im 

Zuge der Abrüstung, dass Lagerhäuser und 

Bahnanlagen entfernt wurden. So verlor das 

Areal seine logistische Infrastruktur. 

Angesichts des leerstehenden, großflächi-

gen Geländes entwickelte die Eisenbahn-

handelsgesellschaft Ost die Idee, es in eine 

Wohnsiedlung umzuwandeln. 

Am 27. August 1925 trafen die ersten 

Optanten in Reckenfeld ein. Diese Familien 

stammten aus ehemals deutschen Gebie-

ten, die nach dem Versailler Vertrag an Po-

len gefallen waren. Sie mussten sich zwi-

schen deutscher und polnischer Staatsan-

gehörigkeit entscheiden – wer sich für die 

deutsche entschied, musste das neue Polen 

verlassen. Daher die Bezeichnung Optan-

ten. 

Die erste Familie, die in Reckenfeld ankam, 

war die des Landarbeiters Johann Richau 

aus Westpreußen, begleitet von seiner Ehe-

frau Pelagia und vier Kindern. 13 weitere Fa-

milien mit weiteren 58 Personen folgten 

nach. Sie stammten aus Konitz, Strasburg, 

Wollnitz, Krojanken, Bahrendorf, Neugut, 

Kreuz, Guesdan und Ludwigslust. Die Be-

grüßung erfolgte in der Kantine des ehema-

ligen Depots, und die Familien wurden an-

schließend in den ehemaligen Mann-

schaftsunterkünften untergebracht. Diese 

Räume waren in einem schlechten Zustand 

– provisorisch hergerichtet, ohne ausrei-

chende Betten oder Heizung. Die Lebens-

bedingungen waren hart: Krankheiten grif-

fen um sich, zwei Kinder starben kurz nach 

der Ankunft. 

Die Familien gründeten eine Notgemein-

schaft, vertreten durch Johann Richau, der 

beim Amt Greven um finanzielle Unterstüt-

zung bat. Die Unterbringungskosten belie-

fen sich im ersten Monat bereits auf 460 

Reichsmark, eine erhebliche Belastung für 

das Amt. Viele waren den Anforderungen 

der Neusiedlung in keiner Weise gewach-

sen, zumal ihnen von der Gesellschaft teil-

weise falsche Versprechungen gemacht 

worden waren, und verließen das ungastli-

che Schuppenlager, um im Industriegebiet 

lohnende Arbeit zu finden, die es in der Re-

ckenfelder Heide nicht gab. Erst als seit 

1927 in zunehmendem Maße Berginvaliden 

und Kriegsbeschädigte aus dem rheinisch-

westfälischen Industriegebiet hierher ka-

men, um sich, gestützt auf ihre kleine Rente, 

hier wieder ein Stück ländliche Heimat zu 

schaffen – wie sie diese aus eigener 
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Kindheit oder aus der Erinnerung ihrer El-

tern her noch kannten –, wuchs hier in der 

Heide eine neue Gemeinde auf.   

 

Über die soziale Struktur und die Lebensbe-

dingungen in der Siedlung berichtet eine 

Denkschrift einer Untersuchungskommis-

sion aus dem Jahre 1932: „Die Lebensweise 

der Familien ist sehr unterschiedlich. Eine 

Anzahl pensionierter Steiger und auch 

Schwerkriegsbeschädigte leben mit ihren 

Familien in geordneten Verhältnissen. Viele 

Kleinrentnerfamilien, hauptsächlich Knapp-

schaftspensionäre, haben jedoch nur eine 

geringe Rente, von der sie nach Abzug der 

auf den Kaufpreis des Grundstücks zu zah-

lenden Raten und Zinsen nicht mehr leben 

können. Sie fallen deshalb teilweise dem 

Wohlfahrtsamte Greven zur Last. Von der 

noch arbeitsfähigen und auf Verdienst an-

gewiesenen Bevölkerung finden nur junge 

Burschen und Mädchen, und auch nur zum 

Teil, Arbeit in den Textilfabriken in Greven 

und Emsdetten. Der größte Teil der erwach-

senen Arbeiter bezieht Arbeitslosen-, Kri-

sen- oder Wohlfahrtsunterstützung. Die 

vorhandenen Handwerker und deren Hilfs-

personal haben sich bisher größtenteils nur 

durch Ausführung von Bauarbeiten, die auf 

Grund der Hergabe von Hausbau-Darlehen 

gemacht wurden, halten können. Der ge-

ringe Ertrag der kleinen Bodenflächen, 

meist ¾ Morgen, bietet dem Siedler eine 

kaum nennenswerte Beihilfe, zumal er sich 

meist finanziell außerstande sieht, dem Bo-

den den nötigen Dünger zuzuführen. Re-

ckenfeld hat zurzeit 67 Wohlfahrts-, 52 Ar-

beitslosen- und 20 Krisen-Unterstützungs-

empfänger im Gebiet der Gemeinde Greven 

links der Ems. Kaum erwachsene Söhne und 

Töchter von Familien, die den Unterhalt ih-

rer Kinder nicht mehr bestreiten können, 

schließen sogenannte Wohlfahrtsehen, um 

dann auf Grund des nur scheinbar neu ge-

gründeten Hausstandes in den Besitz der 

Wohlfahrtsunterstützungen zu gelangen 

und so den Haushalt ihrer Eltern zu entlas-

ten. Viele bestreiten teilweise ihren 

Lebensunterhalt durch Borgen bei den 

Handwerkern und Geschäftsleuten in Re-

ckenfeld, Greven und Emsdetten, so daß bei 

einem weiteren Zusammenbruch der Sied-

lung auch diese Kreise größeren Schaden 

erleiden. Manche notleidende Familie 

durchzieht hamsternd das Land …“ 

 

Der eigentliche Wendepunkt kam mit der 

wirtschaftlichen Erholung ab 1932/33. Die 

Grevener Textilindustrie bot nun wieder Be-

schäftigung, und viele Reckenfelder fanden 

dort Arbeit. Aus dem notdürftigen „Schup-

penlager“ entstand eine dauerhafte Sied-

lung, deren Bewohner ihre Häuser ausbau-

ten, Gärten anlegten und eine dörfliche Inf-

rastruktur schufen.  

Reckenfeld entwickelte sich zu einem Orts-

teil mit eigenständiger Identität – entstan-

den aus den Trümmern eines Kriegsdepots, 

belebt durch Menschen, die ihre Heimat 

verloren hatten, und gewachsen durch den 

unermüdlichen Wunsch nach einem neuen 

Zuhause. 

Die Geschichte Reckenfelds ist somit ein 

Beispiel für die Transformation eines militä-

rischen Zweckbaus in eine zivile Gemein-

schaft. Aus einem geheimen Munitionsla-

ger von 1916 wurde innerhalb weniger 

Jahre eine Siedlung, die aus Not, Vertrei-

bung und wirtschaftlicher Unsicherheit her-

auswuchs. Trotz widriger Umstände und so-

zialer Spannungen entwickelte sich Recken-

feld zu einem dauerhaften Bestandteil der 

Stadt Greven – ein Ort, dessen Wurzeln tief 

in den Umbrüchen des 20. Jahrhunderts lie-

gen. 

 

Jubiläen und Identität – Warum wir 

heute feiern 

Wenn man 100 Jahre Reckenfeld und 75 

Jahre Stadt Greven gemeinsam feiert, dann 

feiert man nicht zwei getrennte Geschich-

ten, sondern zwei Kapitel einer größeren Er-

zählung: die Geschichte des Werdens, der 

Selbstbehauptung und der Anpassung. 

Greven und Reckenfeld sind – bei allen Un-

terschieden – Schwestergeschichten. Die 
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eine handelt vom langen Weg zur Stadt, die 

andere vom plötzlichen Entstehen eines Or-

tes. Die eine ist geprägt von Akten, Paragra-

phen und preußischen Formularen; die an-

dere von Baracken, Hoffnung und hand-

werklichem Mut. Und doch führen beide 

auf denselben Punkt zu: auf den Willen, Ge-

staltungskraft aus Geschichte zu schöpfen. 

Wir blicken zurück, nicht um dort zu blei-

ben, sondern um zu verstehen, wie wir hier-

hergekommen sind. Und wir feiern, weil wir 

wissen, dass Geschichte nicht nur in Bü-

chern steht, sondern in Straßen, Häusern 

und Gesichtern fortlebt. 

 

Meine Damen und Herren, 

wenn die Grevenerinnen und Grevener im 

Jahr 1950 Städter wurden, dann dachten sie 

vermutlich an Kanalisation, Straßenbe-

leuchtung und Verwaltungssitz. Wenn man 

heute darüber spricht, was eine Stadt ist, 

denkt man an Breitbandanschluss, Klima-

schutz und Fahrradwege. Die Zeiten ändern 

sich – die Fragen bleiben erstaunlich ähn-

lich: 

Wie wollen wir zusammenleben? Was hält 

uns als Gemeinschaft zusammen? Wie ver-

binden wir Vergangenheit und Zukunft? 

Vielleicht liegt das Geheimnis des Stadts-

eins genau darin: 

nicht in Türmen, nicht in Urkunden – son-

dern im Miteinander. Eine Stadt ist nicht 

das, was auf dem Siegel steht, sondern das, 

was zwischen den Menschen geschieht. 

Und wenn Greven heute Stadt ist, dann des-

halb, weil hier über Generationen hinweg 

Menschen daran gearbeitet haben, ihre Ge-

meinschaft lebendig zu halten – mit westfä-

lischer Ruhe, mit Humor und mit einem gu-

ten Gespür dafür, dass man auch aus einer 

schmucklosen Urkunde Geschichte machen 

kann. 

Und Reckenfeld? Reckenfeld erinnert uns 

daran, dass Orte nicht nur wachsen, son-

dern auch geboren werden können – aus 

Zufällen, Krisen und dem Mut zum Neuan-

fang. Dass es Orte gibt, die keinen stolzen 

Gründungsakt brauchen, um Heimat zu 

sein. Und dass Identität nichts Starres ist, 

sondern etwas, das wächst – wie eine Sied-

lung, die aus Baracken herauswächst und ir-

gendwann sagt: „Jetzt sind wir da.“ 

 

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit! 

 


